
„Das Wahlverhalten wird immer wechselhafter“
INTERVIEW Der Politologe Julian Garritzmann spricht über die Zukunft von Volksparteien

Frankfurt – Bei der Bundestags-
wahl hat keine Partei mehr als
gut ein Viertel der Wählerstim-
men geholt. Die CDU gab danach
als Leitlinie aus, wieder Volkspar-
tei werden zu wollen. Was eine
Volkspartei ausmacht und wie
die CDU ihr Ziel erreichen könn-
te, erläutert der Frankfurter Poli-
tikwissenschaftler Julian Garritz-
mann im Interview.

Was genau meint der Begriff
„Volkspartei“?

Das Konzept der „Volkspartei“ ist
eine deutsche Besonderheit, es
gibt im europäischen oder inter-
nationalen Vergleich kein Äqui-
valent dazu. Am nächsten
kommt dem der angelsächsische
Begriff der „catch-all party“, also
eine Partei, die versucht, alle
Wählerinnen und Wähler abzu-
fangen. Das entspricht im Kern
der deutschen Volkspartei: eine
Partei, die Wähler aus allen
Gruppen anspricht, alle Schich-
ten, arm, reich, jedes Alter und
Geschlecht. Exakten Aufschluss,
ob eine Partei diesem Anspruch
gerecht wird, geben aber nur
Wählerbefragungen und ein

Blick auf die Repräsentanten der
Partei – ob unter den Repräsen-
tanten alle Wählerschichten ver-
treten sind.

Bei der Bundestagswahl ist
keine Partei über 26 Prozent
gekommen. Was sagt dieses
Bild Ihnen als Experte?

Dass das Wahlverhalten immer
wechselhafter wird und immer
weniger Menschen sich dauer-
haft an eine Partei gebunden füh-
len. Wir sehen eine zunehmende
Individualisierung auch im Wahl-
verhalten. Die Forschung spricht
von „Dealignment“. Parallel dazu
versuchen die Parteien, die Wäh-
ler wieder enger zu binden, aber
auf eine neue Art und Weise
(„Realignment“). Früher gab es
klassische Konfliktlinien in der
Gesellschaft, entlang derer Wäh-
lerbindung stattgefunden hat. Ei-
ne Verbindung wie „Arbeiter –
wählt SPD“ gibt es aber so stark
nicht mehr. Das Ergebnis vom
Sonntag zeigt neue Bindungen,
etwa, dass die Jungen oft Grün
wählen, weil sie Umweltschutz
wichtig finden. Hinzu kommt zu-
nehmend eine gesellschaftliche

Komponente, ob sich jemand ge-
sellschaftspolitisch grün-alterna-
tiv-libertär verortet oder traditio-
nalistisch-national.

Eine Überraschung bei der
Bundestagswahl war, dass
viele Erstwähler für die FDP
gestimmt haben. Wie er-
klären Sie sich das?

Ich kann da im Moment nur spe-
kulieren, weil die wissenschaftli-
chen Befragungen noch ausste-
hen. Die FDP hatte bestimmte
Themen gut platziert, wie etwa
Digitalisierung. Und in der Coro-
na-Zeit haben viele junge Leute
gemerkt, dass Digitalisierung ei-
ne zentrale Rolle spielt, die alten
Volksparteien CDU/CSU und SPD
da aber keine überzeugenden
Konzepte haben.

Die CDU gibt nun das Motto
aus, sie müsse wieder Volks-
partei werden. Hängt sie
möglicherweise einem ver-
alteten Konzept an – ist die
Zeit der Volksparteien
vorbei?

Einerseits ja, denn wir beobach-
ten in ganz vielen Staaten einen

klaren Trend; die Zeiten, in de-
nen eine Partei 40 oder 50 Pro-
zent der Stimmen bekommen
konnte, scheinen vorbei. Auch
verlieren Parteien fast überall
Mitglieder. Andererseits ist das
Konzept der Volkspartei aber lan-
ge noch nicht tot. Immerhin er-
heben SPD, Union und inzwi-
schen auch Grüne weiter den An-
spruch, Volkspartei zu sein.
Wenn sich das fortsetzt, wird
mehr Wettbewerb zwischen den
Parteien entstehen und das Par-
teiensystem könnte sich weiter
aufspalten oder verändern. Das
Konzept der Volkspartei und der
Wunsch der größeren Parteien,
Volkspartei zu sein, wird aber
vorerst bleiben.

Wie könnte die CDU wieder
groß werden?

Ob sie das schafft, hängt von
mehreren Faktoren ab – ein we-
sentlicher ist, inwiefern inner-
parteilicher Konflikt weiterhin
nach außen dringt. Wir wissen
aus der Forschung, dass Parteien,
die Konflikte offen austragen,
von der Bevölkerung als weniger
kompetent wahrgenommen wer-

den. Und je weniger kompetent
man wirkt, desto mehr Wähler
verliert man.
Interview: Tatjana Coerschulte

Zur Person

Prof. Dr. Julian Garritzmann (35)
ist Professor für Politikwissen-
schaft an der Goethe-Universität
Frankfurt. Der gebürtige Kölner
hat in Köln, Konstanz, Harvard
und Florenz studiert; seit Januar
2020 lehrt und forscht er in
Frankfurt. Seine Schwerpunkte
sind Bildungs- und Sozialpolitik
sowie politische Soziologie.
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Festnahmen nach
Razzia in Belarus

Minsk – Uniformierte haben in
Belarus nach dem Tod von zwei
Menschen bei einer Razzia des
Geheimdienstes KGB Dutzende
mutmaßliche Oppositionelle fest-
genommen. Landesweit seien
mehr als 85 Menschen wegen
Kommentaren in sozialen Netz-
werken in Polizeigewahrsam ge-
nommen worden, teilte die Men-
schenrechtsgruppe Wesna am
Freitag mit. Dabei gehe es um an-
gebliche Beleidigung von Vertre-
tern des Machtapparats. Am
Dienstag hatten Sicherheitskräfte
eine Wohnung in Minsk ge-
stürmt. Dabei hatte ein 31-jähri-
ger IT-Spezialist, der der Oppositi-
on zugerechnet wird, einen KGB-
Offizier erschossen. dpa

Kein Impfnachweis
bei Sputnik V

Kassel – Eine zweifach mit dem
russischen Vakzin Sputnik V ge-
gen Corona geimpfte Person hat
keinen Anspruch auf die Ausstel-
lung eines deutschen Impfnach-
weises. Die Beschwerde des An-
tragstellers gegen einen gleich-
lautenden Beschluss des Verwal-
tungsgerichts Kassel vom 1. Sep-
tember (AZ. 5 L 1529/21.KS) sei zu-
rückgewiesen worden, teilte der
Hessische Verwaltungsgerichtshof
(VGH) in Kassel mit (AZ: 8 B 1885/
21). Der russische Impfstoff sei in
der Bundesrepublik Deutschland
nicht zugelassen. Dies bestätigte
jetzt auch der Hessische Verwal-
tungsgerichtshof. epd

Ermittlungen gegen
Türken wegen

Spionage
Karlsruhe – Weitere Belastung für
die deutsch-türkischen Beziehun-
gen: Der Generalbundesanwalt er-
mittelt gegen einen Türken, der
für den türkischen Geheimdienst
in Deutschland Menschen ausge-
späht haben soll. Ziel der Aktion
waren Anhänger der sogenannten
Gülen-Bewegung, wie die Karlsru-
her Behörde mitteilte. Der Ver-
dächtige Ali D. war demnach vor
zwei Wochen bei einem Großein-
satz von Spezialkräften in einem
Düsseldorfer Hotel festgenom-
men worden. SEK-Beamte fanden
in dem Gebäude eine Schreck-
schusswaffe, 200 Schuss scharfe
Munition sowie Schriftstücke mit
mehreren Namen und weiteren
Informationen über mutmaßlich
ausgespähte Menschen. afp
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Wahlpannen:
Regierung fordert

Aufklärung
Berlin – Nach Fehlern und Pan-
nen am Wahlsonntag in Berlin
fordert die Bundesregierung eine
gründliche Untersuchung. „Es ist
die Verantwortung der zuständi-
gen Berliner Stellen und Verant-
wortlichen, das, was geschehen
ist, ganz klar aufzuarbeiten“, sag-
te Regierungssprecher Steffen Sei-
bert am Freitag in Berlin. Inzwi-
schen haben mehrere Seiten Be-
schwerden gegen die Wahl ange-
kündigt. Dass der ganze Urnen-
gang wiederholt werden muss,
halten Experten und Politiker
nach jetzigem Stand aber für un-
wahrscheinlich. Am Sonntag lie-
fen in Berlin die Wahlen zum
Bundestag, zum Abgeordneten-
haus und zu den Bezirksverordne-
tenversammlungen sowie ein
Volksentscheid mit vielen Unre-
gelmäßigkeiten. Unter anderem
wurden Wahlzettel verschiedener
Bezirke vertauscht. dpa

Mali erhält Waffen
von Russland

Bamako – Mali hat vier Militär-
hubschrauber von Russland erhal-
ten. „Wir sind heute Abend hier,
um vier Hubschrauber vom Typ
Mi-171, Waffen und Munition ent-
gegenzunehmen“, erklärte Vertei-
digungsminister Sadio Camara
und lobte die „Zuverlässigkeit
und Ernsthaftigkeit“ Moskaus.
Russland habe Mali die Waffen
und die Munition geschenkt. Die
Hubschrauber seien mit Geld aus
dem malischen Staatshaushalt an-
geschafft worden. Die Lieferung
erfolgte zu einem Zeitpunkt zu-
nehmender Spannungen mit der
ehemaligen Kolonialmacht Frank-
reich. Paris und mehrere weitere
europäische Länder zeigten sich
zuletzt besorgt über eine ver-
stärkte Zusammenarbeit Bama-
kos mit Moskau. afp

China schickt
Kampfjets nach Taiwan

Taipeh – Die chinesische Luftwaf-
fe ist nach Angaben aus Taiwan
mit 25 Kampfflugzeugen in die
taiwanische Luftverteidigungs-
zone eingedrungen. Wie das Ver-
teidigungsministerium in Taipeh
am Freitag erklärte, drangen
22 Jagdflieger, zwei atomwaffen-
fähige Bomber und ein U-Boot-
Jagdflugzeug in die Zone ein, in
der sich durchquerende Flugzeu-
ge eigentlich vorab anmelden
müssen. Das Manöver am chinesi-
schen Nationalfeiertag folgte auf
Monate wachsender militärischer
Spannungen in der Wasserstraße
zwischen China und Taiwan. afp

Berliner SPD sondiert
mit vier Parteien

Berlin – Knapp eine Woche nach
der Wahl zum Berliner Abgeord-
netenhaus haben die Sondierun-
gen zur Regierungsbildung be-
gonnen. Die Spitzen des Wahl-
siegers SPD um die designierte
Regierende Bürgermeisterin Fran-
ziska Giffey sprachen am Freitag
zunächst mit den Grünen. Das
Treffen dauerte fünfeinhalb Stun-
den, über konkrete Inhalte wurde
nichts bekannt.

Grünen-Spitzenkandidatin Bet-
tina Jarasch bewertete das Treffen
positiv und sprach im Anschluss
von einem konstruktiven Aus-
tausch. „Bei manchen Themen
gab es auch Konfliktpunkte“, sag-
te sie. „Wir haben sehr konstruk-

tiv darüber gesprochen und lö-
sungsorientiert. Und es hat sich
gezeigt, es kann Lösungen geben.
Ich sehe kein Thema, wo es keine
Lösungen geben kann.“ Nächste
Woche wollten sich beide Seiten
erneut treffen. Noch am Freitag
wolle die SPD mit den Linken aus-
loten, welche Schnittmengen es
für eine mögliche Aufnahme von
Koalitionsverhandlungen gibt.
Am Montag sind dann Sondie-
rungsrunden zuerst mit der CDU
und dann mit der FDP geplant.
Giffey will dem SPD-Landesvor-
stand möglichst bis Mitte Oktober
vorschlagen, mit wem sie dann in
Koalitionsverhandlungen treten
will. dpa

KURZ NOTIERT

1. Sitzung Bundestag

Der Bundestag wird Ende Okto-
ber zum ersten Mal nach der
Wahl zusammentreten. Eine Ta-
gesordnung stehe bislang noch
nicht fest, sagte eine Sprecherin
des Bundestages. Die Sitzung be-
ginne am 26. Oktober um
11.00 Uhr. dpa

Rebell wird Präsident

Nach dem Militärputsch in Gui-
nea ist der Rebellenführer, Gene-
ral Mamady Doumbouya, als Prä-
sident vereidigt worden. Laut
Doumbouya wollen die Rebellen
eine neue Verfassung erarbeiten,
gegen die Korruption vorgehen
und freie Wahlen auf den Weg
bringen. dpa

Härten für Ungeimpfte

Mit härteren Regeln für Un-
geimpfte will Pakistan die Impfra-
te erhöhen. Erwachsene ohne Co-
rona-Schutzimpfung dürfen keine
Inlandsflüge oder Züge nehmen.
Auch der Besuch von Einkaufs-
zentren und Restaurants ist ihnen
untersagt. Ausgenommen sind
Kinder und Jugendliche. dpa

Merz rechnet mit eigener Partei ab
Früherer Unions-Fraktionschef kritisiert „Denkfaulheit“

Berlin – Der CDU-Politiker Fried-
rich Merz rechnet nach der Nie-
derlage bei der Bundestagswahl
mit seiner Partei ab. „Die Union
hat das thematische Arbeiten ver-
lernt“, auch sei die CDU „denk-
faul geworden“, sagte er den Zei-
tungen der Funke Mediengruppe
vom Freitag. Die frühere Partei-
chefin Annegret Kramp-Karren-
bauer verwies im MDR für die
CDU auf die Option, jetzt „Hal-
tung zu zeigen, und eine gute Op-
position zu machen“.

Merz kritisierte, die CDU habe
in den langen Jahren der Regie-
rungsverantwortung viel an Profil
und Inhalt aufgegeben und sich
stattdessen auf den Apparat der

Regierung gestützt. Er selbst habe
sich „zweimal als Parteivorsitzen-
der beworben, um die Partei in-
haltlich-strategisch wieder stär-
ker auszurichten“, sei aber ge-
scheitert. Eine neue Bewerbung
schloss er aus: „Mein Bedarf an
streitigen Abstimmungen gegen
das Establishment ist gedeckt.“

Neuer Anlauf zum
Vorsitzenden?

Mit Blick auf den Wahlkampf der
CDU kritisierte Merz, es hätten
„die Überschriften, die Themen
und die Medienstrategie“ gefehlt.
Zudem habe es mit CDU-Chef Ar-
min Laschet „einen Kandidaten

mit sehr niedrigen Zustimmungs-
werten in der Bevölkerung“ gege-
ben. „Da wäre ein Wahlsieg schon
ein kleines Wunder gewesen.“

Merz hält sich einem Bericht
zufolge unter bestimmten Bedin-
gungen eine erneute Kandidatur
für den Vorsitz seiner Partei of-
fen. Bei einer Mitgliederbefra-
gung oder Basiswahl werde er
wieder antreten, da die Unterstüt-
zung an der Basis weiterhin sehr
hoch sei, berichtete die „Bild“ un-
ter Berufung auf das Umfeld von
Merz. Er selbst twitterte am Frei-
tagabend: „Wir haben einen ge-
wählten Vorsitzenden und ich un-
terstütze ihn.“ Andere Fragen
stellten sich derzeit nicht. afp

Im Osten regt sich Unmut über Unionsspitze
Frust über misslungenen Wahlkampf – CDU-Politiker machen Front gegen Laschet

VON STEFAN HANTZSCHMANN

Erfurt/Dresden – Erst kam der Ab-
sturz, jetzt naht die Abrechnung.
Nach dem Wahldebakel der CDU
in Ostdeutschland machen meh-
rere Kreisverbände offen Front
gegen Parteichef Armin Laschet.
Der Rheinländer sei aus Sicht vie-
ler Menschen der falsche Kandi-
dat gewesen, schrieb der CDU-
Kreisvorstand Altenburger Land
in Thüringen an die Berliner Par-
teizentrale. Die Option auf eine
Beteiligung an der nächsten Bun-
desregierung müsse zwar bleiben.
„Das kann allerdings nicht mit
Armin Laschet geschehen.“

Die Union hatte es bei der Bun-
destagswahl am Sonntag im Os-
ten besonders schlimm erwischt.
Bundesweit sackten CDU/CSU im
Vergleich zu 2017 um 8,8 Punkte
ab auf 24,1 Prozent – in Ost-
deutschland waren es 10,3 Punkte
minus und am Ende nur 17,1 Pro-
zent. Dort legte die SPD hingegen
deutlich zu. Besonders groß
scheint der CDU-Schock in Thü-
ringen und Sachsen, wo die AfD
auf Platz eins kam. In Sachsen
jagten die Rechtspopulisten der
Union 13 Direktmandate ab.

„Ich finde, dass dieses Ergebnis
ein wirkliches Desaster für die
Union in Deutschland ist“, sagte
der sichtlich erschütterte sächsi-
sche Landeschef Michael Kretsch-
mer schon am Montag und
sprach von „Fehlern inhaltlicher
Art und auch in der personellen
Aufstellung“. Inzwischen nennen
in der ostdeutschen CDU immer
mehr Politiker offen Namen.

„Die Personalie Laschet lag wie
Blei auf unserem Wahlkampf“,
sagte der neue Chef der sächsi-
schen CDU-Bundestagsabgeordne-
ten, Carsten Körber, dem MDR.
Und der thüringische Fraktions-
chef Mario Voigt bei „Bild“: „Es
wird ernsthafter Weise niemand
bezweifeln, dass der Spitzenkan-
didat jetzt im Osten kein Zug-
pferd gewesen ist.“

CSU-Chef Markus Söder hatte
in östlichen CDU-Landesverbän-
den von Anfang an viele Fans und
wird nun wieder als Ersatzmann
ins Gespräch gebracht. Der bishe-
rige CDU-Bundestagsabgeordnete
Christoph Bernstiel aus Sachsen-
Anhalt fordert, Söder solle die Ko-
alitionsverhandlungen für die
Union übernehmen. Wenn das

passiere, dann würde sich die
Chance auf Jamaika drastisch er-
höhen, sagte Bernstiel. Die Akzep-
tanz für Söder sei nach wie vor
wesentlich höher als die für
Laschet.

Der offene Brief des Kreisver-
bandes Altenburger Land benennt
Laschet klar als „Wahlverlierer“.
Der ebenfalls in Thüringen ange-
siedelte Kreisverband Schmalkal-
den-Meiningen verlangt: „Der Par-
teivorsitzende und der gesamte
Vorstand sollten den Weg frei ma-
chen für die notwendige perso-
nelle und inhaltliche Erneuerung
der Union.“

Äußerung zu hohen
Corona-Zahlen

Das ist einer der Kreisverbände,
der den umstrittenen früheren
Verfassungsschützer Hans-Georg
Maaßen als Direktkandidaten auf-
gestellt hatte. Maaßen scheiterte
zwar, hat aber dennoch Ratschlä-
ge für die Parteispitze parat: „Ich

halte es für wichtig, dass die maß-
geblichen Personen im Bundes-
vorstand auch die persönlichen
Konsequenzen aus dem Debakel
ziehen.“

Neben Laschet bekam zeitweise
auch der bisherige sächsische
Landesgruppenchef und Ostbe-
auftragte Marco Wanderwitz den
Zorn seiner Parteikollegen ab.
Denn Wanderwitz hatte im Som-
mer rechte Tendenzen damit in
Verbindung gebracht, dass einige
Ostdeutsche „in einer Form dikta-
tursozialisiert sind, dass sie auch
nach dreißig Jahren nicht in der
Demokratie angekommen sind“.
Später sagte er noch: „Es gibt zwi-
schen der Zustimmung für die
AfD und Impfablehnung einen
klaren Zusammenhang.“ Beides
sorgte für Debatten und Frust.

„Was uns sehr, sehr geschadet
hat, ist Wanderwitz’ Äußerung zu
hohen Corona-Zahlen in unserer
Region und dem Zuspruch zur
AfD“, sagte der Görlitzer CDU-
Landrat Bernd Lange. Im Wahl-

kreis Görlitz hatte die AfD so gut
abgeschnitten wie nirgends sonst.
„Wanderwitz sollte jetzt ruhig
sein und überlegen, was er da an-
gerichtet hat“, meinte Lange. Den
Posten als Chef der sächsischen
Landesgruppe ist Wanderwitz je-
denfalls los.

„Themen nicht
getroffen“

Lange weiß aber auch, dass es
nicht nur um Personen ging. Die
CDU habe „in den vergangenen
Jahren viele Themen verlassen,
die früher wichtig waren. Die
Wehrpflicht ist so ein Beispiel.“
Der Thüringer Voigt meinte, die
„Berlin-Mitte-Themen“ seien teils
einfach an den Menschen vorbei-
gegangen. „Es geht auch um die
Frage, hat der Osten im Wahl-
kampf überhaupt eine Rolle ge-
spielt“, sagte Voigt bei „Bild“. „Da
haben sich viele gewundert, dass
da über die Köpfe hinweg gespro-
chen worden ist.“

Der neue sächsische Landes-
gruppenchef Körber stößt ins sel-
be Horn. „Wir haben nicht die
Themen getroffen und gespielt,
die die Menschen im Osten wirk-
lich interessieren“, sagte der
CDU-Politiker. Man habe an den
Menschen vorbei geredet. Das
Wahlkampfmaterial aus Berlin,
etwa zu Klimaschutz, habe nicht
gepasst. Zu Themen wie Migrati-
onspolitik oder Mobilität auf dem
Land habe man nichts gesagt. Es
sei der „schlechteste Wahlkampf“
gewesen, den er jemals erlebt ha-
be.

Kaum Einfluss in der Partei,
kaum Gehör in Berlin – die Klage
ist laut, doch dürfte es für die
CDU-Politiker aus dem Osten
nicht leichter werden. Zusammen
haben die ostdeutschen CDU-Lan-
desgruppen – mit Berlin – noch
25 Abgeordnete im Bundestag.
Die müssten sich nun noch enger
zusammentun, fordert Körber,
um „überhaupt noch eine Stim-
me in Berlin zu sein“.

Sachsens Ministerpräsident Michael Kretschmer spricht von einem „Desaster für die Union in Deutschland“. FOTO: DPA

Georgiens Ex-Präsident
verhaftet

Tiflis – Kurz vor der Kommunal-
wahl in der Südkaukasus-Repu-
blik Georgien ist der per Haftbe-
fehl gesuchte frühere Präsident
Michail Saakaschwili in seine Hei-
mat zurückgekehrt – und festge-
nommen worden. Das sagte Mi-
nisterpräsident Irakli Gariba-
schwili. Saakaschwili hatte zuvor
gesagt, er sei in Batumi am
Schwarzen Meer eingetroffen.
„Ich habe mein Leben und meine
Freiheit riskiert, um zurückzu-
kommen.“ Der wegen Amtsmiss-
brauchs verurteilte Politiker rief
zu Protesten auf. Die Wahl heute
gilt als wichtiger Stimmungstest
für die Regierungspartei. dpa


